
















In der Arbeitsgruppe „Lokalpolitik und Zusammenarbeit mit lokalen Behörden“

wurde folgender Gedanke formuliert bzw. als Forderung aufgestellt:

Im Baurecht müssen in der Planungsphase die „Träger Öffentlicher Belange“ angehört 

werden. Wir fordern nun, daß die Flüchtlingsinitiativen bzw. Unterstützergruppen

als „Vertreter Menschlicher Belange“ angehört werden müssen bei Gesetzen und 

Verordnungen, die Flüchtlinge betreffen.



Arbeitsgruppe Abschiebung

Forderungen Dublin-Verfahren:

 Dublin-Verfahren lehnen wir grundsätzlich ab.

 Nicht Rückführung nach Italien: EU-Richtlinien und Zustände in Italien geltend machen.

Dublin-Abschiebungen:

 Wieder Rückkehr organisieren (Erfahrung mit Aus- und erneuter Einreise erfolgreich)

Möglichkeiten 6 Monatsfrist:

 Mühlheim Blockade.

 Möglichkeit Kirchenasyl.

 Abschiebehindernisse geltend machen

Achtung; 18 Monate bei Asylpakete, untergetaucht und dann ???

(Bedürfnis) Politische Ebene unterstützen:

 Unterstützung von Kampagnen, Pro Asyl etc.

 Rückführung nach Türkei. Quasi Sicheres Herkunftsstaat. (Musterklagen)

 Waffenindustrie und Fluchtgründe

 Rassismus, gleiche Chancen für Flüchtlinge „neutrale“ Bewerbungen, Wohnungssuche etc. 

Alternativen zu Dublin-Verfahren. Caritas etc. 

Kampagne Breisach:

 Nach Gambia überhaupt nicht abschieben (94 Abschiebungen, 5 direkt). Kettenabschiebung 

Italien – Gambia  Petition aus Breisach unterstützen. 

o Lobbyarbeit auf Abgeordnete etc. wegen Bericht Außenministerium. Flüchtlingsrat 

soll auf Landesebene einwirken.

Problem Nigeria, Gambia. Zugang zu Integration.

„Sichere Herkunftsstaaten“/Roma:

 Möglichkeiten prüfen „raus aus dem Asylverfahren“. Mit Arbeitgeber und Ausländerbehörde 

(Vorabentscheidung) Wiedereinreise und Aufenthaltstitel organisieren.

 Bei langer Integration Härtefallantrag (nicht über Rechtsanwalt).

 Thematisieren, dass nicht das Herkunftsland sicher sein muss, sondern die Ethnie im 

Herkunftsland.

 Nachfahren von NS-Opfern. In öffentliche Diskussion bringen. Bleiberechtsforderung wie bei 

Nachfahren anderer NS-Opfern.

 Verschärfung bei Abschiebehindernissen dokumentieren und Öffentlichkeit sensibilisieren. 

Fehlende Humanität.










